Anlage
Kriterienliste zur Prüfung und Standardisierung von Berichten der Arbeitsgremien
	1
	Allgemeine Angaben zum Bericht

	1.1
	Arbeitsgremium:              Bund-/Länderarbeitsgemeinschaft Abfall
Ansprechperson/Tel.-Nr.: LAGA – Geschäftsstelle

                                          Jana Kremer, Tel.-Nr.: 0351-567 1586

E-Mail:                                 laga@mlu.sachsen-anhalt.de


	1.2
	Bezeichnung der Berichte
LAGA-Mitteilung Nr. 27 als „Vollzugshilfe zum abfallrechtlichen Nachweisverfahren“

	1.3
	Die Thematik des Berichts ist 
       neu 
       wegen sachlicher Änderung neu erfasst

	1.4
	Kurze Zusammenfassung der Kernaussagen des Berichts:

Die derzeit gültigen zwei Dokumente zur Erläuterung des Nachweisverfahrens  LAGA-Mitteilung 27 (alt) und die "Vollzugshilfe zum novellierten Nachweisrecht" sind zusammengefasst und an das 2006 novellierte Abfallnachweisrecht angepasst.

Kernstück des novellierten Abfallnachweisrechts ist die elektronische Führung von Nachweisen bei der Entsorgung gefährlicher Abfälle ab 01.04.2010. 

	2
	Notwendigkeit des Berichts

	2.1
	Warum wurde der Bericht erstellt: (Ziel)

Unterstützung und Fortführung eines einheitlichen Vollzugs des abfallrechtlichen Nachweisverfahrens in den Ländern und bei der ab 01.04.2010 obligatorischen elektronischen Nachweisführung.

	2.2
	Auswirkungen und Relevanz für die Länder und den Bund:

große Relevanz, Sicherstellung des bundeseinheitlichen Vollzuges


	2.3
	Ergebnis bzw. Beschlussvorschlag:

Die ACK nimmt die "Vollzugshilfe zu den Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes und der Nachweisverordnung zur Führung von Nachweisen und Registern bei der Entsorgung von Abfällen“ – Vollzugshilfe zum abfallrechtlichen Nachweisverfahren – zur Kenntnis und stimmt deren Veröffentlichung zu. 


	3
	Analyse von Konfliktpotential

	
	Durch den Beschluss betroffene Gruppen und Auswirkungen

	
	(bitte betroffene Gruppe angeben)
	(Bitte Gruppierungen bzw. Bereiche angeben, bei denen der Beschluss Restriktionen zur Folge hat)

	
	z. B. für den Bund
	 keine

	
	z. B. für die Länder
	 keine

	
	z. B. für Unternehmen (einschl. Landwirtschaft)
	 keine

	
	z. B. für Bürgerinnen und Bürger
	 keine

	
	sonstige
	 keine

	4
	Kostenfolgenabschätzung

	4.1
	Welche Kosten werden bei Beschluss der Ergebnisse verursacht?
(Bitte einmalige Kosten mit Zusatz A, wiederkehrende Kosten mit Zusatz B angegeben)

	
	(bitte betroffene Gruppe Angeben)
	Personalkosten
	A
	B
	Sachkosten
(incl. Verfahrenskosten)
	A
	B

	
	z. B. für den Bund
	
	
	
	
	
	

	
	z. B. für die Länder
	
	
	
	
	
	

	
	z. B. für Unternehmen
	
	
	
	
	
	

	
	z. B. für Bürgerinnen und Bürger
	
	
	
	
	
	

	
	sonstige
	
	
	
	
	
	

	Falls
	die Kosten nicht angegeben werden können, bitte erläutern:



	4.2
	Wurde eine Kosten-/Nutzenanalyse angestellt und Einsparungsmöglichkeiten geprüft? (bitte Ergebnis darstellen)

Eine Analyse wurde nicht durchgeführt. 
Ab 2010 wird das jetzige Papierverfahren (ca. 2,5 Mio. Vorgänge pro Jahr) durch eine elektronische Form abgelöst. Dies führt zu erheblichen Effizienzsteigerungen in der Wirtschaft und der Verwaltung.



	5
	Alternativen

	5.1
	Welche Auswirkungen hätte ein Verzicht des vorgeschlagenen Beschlusses:
keine Vereinheitlichung der Vollzugspraxis, Unsicherheit bei Wirtschaft und Behörden

	5.2
	Welche Alternativen bestehen und/oder wurden geprüft:




x








